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Vernehmlassungsverfahren zur Teilrevision des Bundesgesetzes iiber die technischen
Handelshemmnisse (THG)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 29. November 2006 haben Sie uns die Teilrevision des Bundesgesetzes (lber
die technischen Handelshemmnisse (THG) zur Vernehmlassung zugestellt. Wir danken fiir die

Gelegenheit zur Stellungnahme und &aussern uns wie folgt:

1. Allgemeine Bemerkungen

Im Hinblick auf eine nétige Steigerung des Wirtschaftswachstums bedarf der Binnen-, und insbe-
sondere der europdische Exportmarkt, dringend einer Belebung. Deshalb sind Wettbewerbsbe-
schrankungen aller Art, die den grenziberschreitenden Warenverkehr behindern, mit hdchster Dring-
lichkeit abzubauen. Die Einflihrung des Cassis—de-Dijon-Prinzips bietet anerkannterweise eine Mog-
lichkeit, das Phanomen der Hochpreisinsel Schweiz zu bekdmpfen. Wir unterstiitzen deshalb grund-
satzlich die geplante Gesetzesadnderung. Sie ist ein erster Schritt zum Abbau von preistreibenden
Importbarrieren. Wir verlangen aber ausdriicklich auch, dass geplante - und notwendige - Ausnah-
men ausserst selektiv und ausschliesslich in sensiblen Bereichen gewahrt werden. Die Gewahrung
von Ausnahmen ist nur dann notwendig, wenn uberwiegende offentliche Interessen zum Schutze der
Umwelt, der Wirtschaft, der Gesundheit oder der Verbraucher vorliegen. Wir sind uns aber bewusst,
dass die Beurteilung solcher Fragen und damit das Ausmass der erforderlichen Ausnahmen letztlich
wohl immer umstritten bleiben wird. Schliesslich ist bei allen Ausfiihrungsbestimmungen darauf zu
achten, dass inldndische Unternehmen gegeniber ihren europdischen Konkurrenten nicht diskriminiert

werden.

2. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

o Art. 2 Geltungsbereich

Das Erfordernis, dass Abweichungen von Artikel 16 b Absatz 1 auf der Gesetzesebene der sektori—
ellen Erlasse bezeichnet werden miissen, damit nicht automatisch das Cassis-de-Dijon Prinzip zur

Anwendung kommen soll, ist in der Praxis kaum mit der ndtigen Exaktheit umsetzbar und wenig



adressatenfreundlich. Die betroffenen Bestimmungen sind oft erst auf der Verordnungsebene im

entsprechenden Kontext oder gezielt ansprechbar.

Der vorgeschlagene Regelungsort (Bundesgesetzgebung) flur die Definition und die Kennzeichnung
der giltigen Abweichungen vom Cassis-de-Dijon Prinzip ist daher zu (iberdenken.
e Art. 4a Ausgestaltung der technischen Vorschriften hinsichtlich der

Produkteinformation
Absdtze 1 und 2
Wir begriissen die vorgeschlagene Regelung. Sie ist kompatibel mit den Anforderungen des Chemi-
kalienrechts. Auch in der EU werden von den Mitgliedstaaten Sicherheitsinformationen in den Lan-
dessprachen verlangt. Die Verwender missen die Gefahrenhinweise und die erforderlichen Schutz-
massnahmen lesen kdnnen, besonders weil sie auch verpflichtet sind, diese Angaben der Herstellerin

zu konsultieren und bei der Handhabung zu beriicksichtigen.

Absatz 3
Wir begriissen die Beibehaltung der Deklarationspflicht fur die verantwortlichen schweizerischen Perso-

nen bei gewissen Chemikalien, bedauern aber die vorgeschlagene Begrenzung auf die zulassungs-,

anmelde- und meldepflichtigen Chemikalien.

e Art.5 Ausgestaltung der technischen Vorschriften hinsichtlich der Verfahren
Wir unterstiitzen die neue Bestimmung in Buchstabe ¢ Abs. 1, gemass dem fiir bereits im Ausland

nach gleichwertigen Vorschriften zugelassene Produkte ein vereinfachtes Verfahren vorzusehen ist.

e Art. 5a Ausgestaltung der technischen Vorschriften hinsichtlich der Inbetriebnahme, des Ein-
baus und der Verwendung

Neben den technischen Vorschriften sind Handler und Verwender von Chemikalien auch von Um-

gangsvorschriften betroffen (z.B. Abgabebeschrankungen in der Selbstbedienung). Oftmals werden

die diesbeziiglichen schweizerischen Bestimmungen zu Unrecht als Widerspruch zum Cassis—-de-

Dijon-Prinzip dargestellt. Wir begriussen daher die Klarstellung, dass es sich dabei nicht um techni-

sche Vorschriften handelt und diese daher nicht von den Bestimmungen des THG beriihrt werden.

e Art. 16b Einseitige Markt6ffnung

Wir begriissen ausdricklich die gewdéhlte Formulierung in Abs.1 inkl. der Buchstaben a und b,
wonach das Cassis-de-Dijon-Prinzip vorerst einseitig einzufiihren ist. Dies insbesondere auch des-
halb, weil Verhandlungen mit der EU relativ lange dauern und wir andererseits der Schweiz den
noétigen Handlungsspielraum, insbesondere auch bei der Festlegung der Ausnahmen, wegnehmen. Von

der einseitigen Einflihrung profitiert die Schweiz vorerst durch tiefere Preise.

e Art. 16d Abs. 1 Produktinformation

Im europdischen Raum wird in der Sicherheitsdatenblatt-Richtlinie (2001/58/EG) an mehreren
Stellen auf die Erwahnung nationaler Grenzwerte oder Bestimmungen hingewiesen. Fir die Schweiz
ist diese Moglichkeit im vorliegenden Revisionsentwurf nicht mehr vorgesehen.

Es ist sicherzustellen, dass im Sicherheitsdatenblatt, welches gemass Definition auch zur Produkt-
information gehort, neben der schweizerischen Adresse noch die Angabe bzw. Anpassung weiterer
nationaler Informationen fir die Schweiz verlangt werden kann. Artikel 16d bzw. Art. 4a ist entspre-
chend zu erweitern.



e Art. 16e Konformitatsbestatigung durch Bundesbehdrde

Wir beantragen die Einfihrung eines Artikels 16e mit folgendem Wortlaut:

sFur Produkte, die nach Artikel 16b Absatz 1 oder Artikel 16¢c Absatz 1 in den Verkehr gebracht
werden, besteht eine Meldepflicht. Bei der Meldung muss angegeben werden, inwieweit das Produkt
nicht dem schweizerischen Recht entspricht und aufgrund welcher Gesetzgebung das Produkt in der
EU verkehrsfahig ist. Das verantwortliche Bundesamt Uberpriift die Meldungen und fiihrt eine offentli-

che Liste der Produkte, die unter das Cassis—de-Dijon-Prinzip fallen.

Eine solche Vorgehensweise wiirde in etwa dem in Deutschland angewandten Prinzip der Allgemein-
verfligung entsprechen. Es hatte den Vorteil, dass der kantonale Vollzug die Beurteilung gemass

dem schweizerischen Recht vornehmen konnte.

e Art. 18 - Art. 18 b

Wir unterstiitzen die formulierten Vorschldge. Dabei gilt abzuwégen, dass einerseits bei der Konfor-
mitatsprifung der administrative Aufwand minimiert wird, um wirklich offene Grenzen zu garantieren.
Andererseits muss die Kontrolle an sich wirksam erfolgen, um die Einhaltung Schweizer Rechts und

die Gewahrleistung der Lebensmittelsicherheit zu garantieren.

e Art. 19 Befugnisse der Marktiiberwachungsorgane

Es ist vorgesehen, dass parallel zur Offnung der Grenzen die Marktilberwachung gestérkt wird.
Diese ist aber nur dann glaubwiirdig, wenn die Marktiiberwachungsorgane iiber die fiir die Uberwa-
chung notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen verfigen und wenn sie Sanktionen
verhdngen, sowie rasche und wirksame Massnahmen ergreifen kdnnen. Insgesamt ist durch eine
Einflhrung des revidieten THG mit einem Mehraufwand seitens der Vollzugsbehérden von Bund und
Kantonen zu rechnen. Sein Ausmass lasst sich aufgrund der vorliegenden Unterlagen noch nicht
quantifizieren, wird aber in Bereichen wie Lebensmittel und Gebrauchsgegenstanden (Kosmetika)

nicht unwesentlich sein.

e Art. 22 Internationale Amtshilfe

Im Rahmen der Uberpriifung der Konformitdt von Produkten mit den Bestimmungen des Herkunfts—
landes sind auch die kantonalen Vollzugsorgane fallweise auf die Auskiinfte der ausldndischen Be-
hérden angewiesen. Der Vollzug der Bestimmungen, teilweise auch die Genehmigung von Ausnah-
mebewilligungen, ist in den Mitgliedstaaten der EU mehrheitlich den Behdrden der Gliedstaaten (z.B.
Bundeslandern) (bertragen. Eine Beschrankung der Amtshilfe auf die schweizerischen Bundesbehor-
den ist daher aus Symmetriegriinden abzulehnen und behindert die kantonalen Organe unnétig in der

Wahrnehmung ihrer Vollzugsaufgaben.

Wir beantragen deshalb Abs. 1 wie folgt zu Formulieren: "Die fir den Vollzug oder die Aufsicht

Uber den Vollzug von technischen Vorschriften zustandige Behdrde, kann...".

3. Gesamtwiirdigung

Unterzieht man die vorliegende Teilrevision einer Gesamtwiirdigung, so stellen wir fest, dass wichtige
zentrale Anliegen erfillt sind. Die Gesetzesvorlage sieht situationsgerechte und zeitgemésse Anpas-—
sungen vor und ist sowohl verniinftig wie teilweise auch mutig. Sie stellt einen wichtigen und drin-
gend notwendigen Schritt zum Abbau preistreibender Import- und Exportbarrieren dar. Wir unterstit-
zen deshalb die Teilrevision als Gesamtes, erwarten aber die Berlicksichtigung obengenannter Forde-

rungen und eine rasche Inkraftsetzung des Gesetzes.



Mit freundlichen Griissen

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES
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Staatsschreiber



	Vernehmlassungsverfahren zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die technischen Handelshemmnisse (THG)

